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1 3 . Verordnung: Prüfung für den Höheren Auslandskulturdienst

1 4 . Verordnung: Änderung der Verordnung, mit welcher die Lehrpläne der Volksschule, der
Hauptschule und der Sonderschulen erlassen werden

1 5 . Verordnung: Änderung der Verordnung, mit welcher Lehrpläne für die allgemeinbildenden
höheren Schulen erlassen werden

1 6 . Verordnung: Änderung der Bodenmarkierungsverordnung

1 7 . Verordnung: Viehzählungen

1 3 . Verordnung des Bundesministers für
Auswärtige Angelegenheiten vom 14. Dezem-
ber 1976 betreffend die Prüfung für den

Höheren Auslandskulturdienst

Auf Grund der §§ 8 und 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970,
167/1972, 317/1973 und 180/1974 wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzler verordnet:

§ 1. Die Prüfung für den Höheren Auslands-
kulturdienst ist schriftlich und mündlich abzu-
legen.

§ 2. (1) Die schriftliche Prüfung umfaßt zwei
Klausurarbeiten von je vier Stunden Dauer.

(2) Die erste dieser Arbeiten ist nach Wahl des
Kandidaten in englischer oder französischer
Sprache abzufassen und hat ein Thema aus einem
der im § 3 Abs. 2 Z. 2 und 3 umschriebenen
Gebiete zu behandeln.

(3) Die zweite dieser Arbeiten ist in deutscher
Sprache abzufassen und hat ein Thema aus dem
im § 3 Abs. 2 Z. 4 umschriebenen Gebiet zu
behandeln.

§ 3. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. a des
Gehaltsüberleitungsgesetzes angeführten Gegen-
stände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prüfung
umfaßt folgende Gegenstände:

1. Grundzüge des österreichischen Verwaltungs-
verfahrensrechts ;

2. Geschichte, Kulturgeschichte und Kultur-
kunde Österreichs mit besonderer Berück-
sichtigung der Zeit ab 1918;

3. Ziele und Methoden der österreichischen
Kulturarbeit im Ausland;

4. Grundzüge des österreichischen Bildungs-
wesens;

5. Grundzüge des Völkerrechts sowie die bila-
teralen und multilateralen Methoden und
Strukturen der internationalen geistigen und
technischen Zusammenarbeit.

(3) Im Verlaufe der mündlichen Prüfung ist
auch eine entsprechende Beherrschung der eng-
lischen und der französischen Sprache nachzuwei-
sen.

§ 4. (1) Die Prüfungskommission ist beim
Bundesministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten zu errichten.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
sind Beamte des Höheren Auswärtigen Dienstes,
des Höheren Ministerialdienstes, des Höheren
Auslandskulturdienstes, österreichische Hochschul-
professoren oder Persönlichkeiten des kulturellen
Lebens zu bestellen.

(3) Die Prüfungssenate bestehen aus einem
Vorsitzenden und vier weiteren Mitgliedern.
Der Vorsitzende muß Beamter des Höheren
Auswärtigen Dienstes, des Höheren Ministerial-
dienstes oder des Höheren Auslandskulturdien-
stes sein.

Pahr
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14. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 15. Dezember
1976, mit der die Verordnung, mit welcher
die Lehrpläne der Volksschule, der Haupt-
schule und der Sonderschulen erlassen werden,

geändert wird

Auf Grund des Schulorganisationsgesetzes,
BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 243/1965, 173/1966, 289/1969,
234/1971 und 323/1975, insbesondere dessen §§ 6
und 16, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für
Unterricht vom 4. Juni 1963, BGBl. Nr. 134,
mit welcher die Lehrpläne der Volksschule, der
Hauptschule und der Sonderschulen erlassen wer-
den, in der Fassung der Verordnungen BGBl.
Nr. 21/1965, 102/1968, 172/1969, 79/1972, 325/
1972, 366/1972, 62/1974, 349/1975 und 457/
1976 wird wie folgt geändert:

In der Anlage B (Lehrplan der Hauptschule),
Fünfter Teil (Aufteilung des Lehrstoffes auf die
einzelnen Klassen),

1. Abschnitt A (Erster Klassenzug), Dritte
Klasse, Unterabschnitt „Mathematik"

a) sind im dritten Absatz nach den Worten
„Einführung in den Gebrauch des Rechenstabes"
die Worte „oder des Taschenrechners" anzufügen,

b) sind im fünften Absatz nach den Worten
„Verwendung des Rechenstabes" die Worte „oder
des Taschenrechners" anzufügen,

c) sind im siebenten Absatz nach den Worten
„Verwendung des Rechenstabes" die Worte „oder
des Taschenrechners" anzufügen,

d) hat in den didaktischen Grundsätzen der
erste Absatz zu lauten:

„Nach Einführung in den Gebrauch des Rechen-
stabes oder Taschenrechners ist für eine ständige
Verwendung und ausreichende Übung zu sor-
gen.";

2. Abschnitt A (Erster Klassenzug), Vierte
Klasse, Unterabschnitt „Mathematik", hat der
vierte Absatz zu lauten:

„Weitere Verwendung mathematischer Tafeln;
weitere Verwendung des Rechenstabes oder des
Taschenrechners.";

3. Abschnitt B (Zweiter Klassenzug), Zweite
bis vierte Klasse, Z. 3 lit. b, hat der letzte Ab-
satz zu lauten:

„Die Verwendung eines Rechengerätes (Rechen-
stab oder Taschenrechner) kann entfallen.".

Artikel II

1. Artikel I Z. 1 und 3 treten mit dem auf
die Kundmachung dieser Verordnung folgenden
Tag in Kraft.

2. Artikel I Z. 2 tritt mit 1. September 1977
in Kraft.

Sinowatz

15 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 15. Dezember
1976, mit der die Verordnung, mit welcher
Lehrpläne für die allgemeinbildenden höhe-
ren Schulen erlassen werden, geändert wird

Artikel I

Auf Grund des Schulorganisationsgesetzes,
BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 243/1965, 173/1966, 289/
1969, 234/1971 und 323/1975 insbesondere des-
sen §§ 6 und 39 sowie des § 29 des Minderheiten-
Schulgesetzes für Kärnten, BGBl. Nr. 101/1959,
wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für
Unterricht vom 22. Juni 1964, mit der Lehrpläne
für die allgemeinbildenden höheren Schulen erlas-
sen werden, BGBl. Nr. 163/1964, in der Fassung
der Verordnungen BGBl. Nr. 146/1966, 216/
1966, 295/1967, 363/1967, 2/1969, 174/1969, 324/
1972, 63/1974, 614/1974 und 577/1976 wird wie
folgt geändert:

In der Anlage A (Lehrplan der allgemeinbil-
denden höheren Schule), Abschnitt V (Bildungs-
und Lehraufgaben der einzelnen Unterrichts-
gegenstände, Lehrstoff, Didaktische Grundsätze),
Unterabschnitt „Mathematik"

1. des Lehrstoffes für die dritte Klasse

a) sind im dritten Absatz nach den Worten
„Einführung in den Gebrauch des Rechenstabes"
die Worte „oder des Taschenrechners" anzufü-
gen,

b) sind im fünften Absatz nach den Worten
„Verwendung des Rechenstabes" die Worte „oder
des Taschenrechners" anzufügen,

c) sind im siebenten Absatz nach den Worten
„Verwendung des Rechenstabes" die Worte „oder
des Taschenrechners" anzufügen;

2. hat der vierte Absatz des Lehrstoffes für
die vierte Klasse zu lauten:

„Weitere Verwendung mathematischer Tafeln;
weitere Verwendung des Rechenstabes oder des
Taschenrechners.";

3. hat der erste Absatz der didaktischen Grund-
sätze für die dritte Klasse zu lauten:
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„Nach Einführung in den Gebrauch des
Rechenstabes oder Taschenrechners ist für eine
ständige Verwendung und ausreichende Übung
zu sorgen.".

Artikel II

1. Artikel I Z. 1 und 3 treten mit dem auf
die Kundmachung dieser Verordnung folgenden
Tag in Kraft.

2. Artikel I Z. 2 tritt mit 1. September 1977
in Kraft.

Sinowatz

1 6 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 20. Dezember 1976, mit der
die Bodenmarkierungsverordnung geändert

wird

Auf Grund des § 34 Abs. 1 der Straßen-
verkehrsordnung 1960, BGBl. Nr. 159, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 412/1976
wird verordnet:

Artikel I

Die Bodenmarkierungsverordnung, BGBl.
Nr. 226/1963, in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 112/1965 und 339/1969 wird wie
folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Bodenmarkierungen sind in gelber, weißer
oder blauer Farbe durch Bemalen oder Besprit-
zen, durch Aufbringen von Belägen, durch den
Einbau von Kunst- oder Natursteinen oder von
Formstücken, durch Aufbringen oder Einsetzen
von Straßennägeln u. dgl. darzustellen. Die Mar-
kierungsfarben müssen auch bei künstlichem farb-
losem Licht deutlich gelb, weiß oder blau er-
kennbar sein."

2. § 3 hat zu lauten:

„§ 3. F a r b e n

(1) Die Farben des für Bodenmarkierungen
verwendeten Materials sind in trockenem Zu-
stand auf die Farbart zu prüfen. Die Farbart der
Oberfläche dieses Materials muß bei einer Be-
leuchtung mit Normlichtart C (Tageslicht) unter
einem Lichteinfallswinkel von 45° und bei Be-
obachtung in Richtung der Flächennormalen in
der Normfarbtafel der Internationalen Beleuch-
tungskommission (Commission Internationale
d'Eclairage — CIE) für das 2°-Normvalenz-
system innerhalb der nachstehend angegebenen
Grenzen liegen:
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(2) Die Pigmente des für Bodenmarkierungen
verwendeten Materials müssen lichtecht sein. Die
Farbart des Materials darf sich nach dem Aufbrin-
gen auf die Straße nur in einem solchen Ausmaß
verändern, daß sie noch innerhalb des im Abs. 1
angeführten Farbbereiches bleibt.

(3) Das für Bodenmarkierungen verwendete
Material muß für eine den Umständen entspre-
chende Dauer eine ausreichende Deckfähigkeit
aufweisen, die ein Durchscheinen des Untergrun-
des verhindert, und es darf keine Stoffe ent-
halten, die sich auf den Straßenbelag nachteilig
auswirken."

3. Im § 4 Abs. 1 wird die Maßbezeichnung
„50 km/h" durch die Maßbezeichnung „80 km/h"
ersetzt.

4. Im § 5 Abs. 1 hat der letzte Satz zu lauten:

„Werden Sperrlinien durch Straßennägel darge-
stellt, so sind diese durchlaufend in einem Ab-
stand von 30 cm anzubringen."

5. Im § 6 Abs. 1 hat der letzte Satz zu
lauten:

„Werden Leitlinien durch Straßennägel darge-
stellt, so sind diese innerhalb der angegebenen
Längen eines Striches in einem Abstand von
30 cm anzubringen."

6. Im § 7 a hat der letzte Satz zu lauten:

„Werden Randlinien durch Straßennägel darge-
stellt, so sind diese durchlaufend in einem Ab-
stand von 30 cm anzubringen."

7. Im § 7 b hat der letzte Satz zu lauten:

„Werden Begrenzungslinien durch Straßennägel
dargestellt, so sind diese innerhalb der angege-
benen Längen eines Striches in einem Abstand
von 30 cm anzubringen."

8. § 27 hat zu lauten:

„§ 27. B o d e n m a r k i e r u n g e n f ü r d a s
V e r b o t d e s A u f s t e l l e n s v o n F a h r -

z e u g e n

Flächen, auf denen nicht geparkt werden darf,
sind, sofern dies durch Bodenmarkierungen kund-
gemacht werden soll, mit einer Zickzacklinie in
weißer Farbe zu kennzeichnen. Diese Zickzack-
linie ist entsprechend der nachstehenden Abbil-
dung auszuführen, wobei die Strichbreite 10 bis
12 cm zu betragen hat:

Artikel II

Auf Bodenmarkierungen, die im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Verordnung angebracht sind,
sind bis zu deren Erneuerung im Sinne des
Art. II der 6. StVO-Novelle, BGBl. Nr. 412/
1976, die Bestimmungen der Bodenmarkierungs-
verordnung in der bisher geltenden Fassung
anzuwenden.

Lanc

1 7 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 22. Dezem-

ber 1976 über Viehzählungen

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesstatistik-
gesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, wird — hinsichtlich

des § 9 im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Finanzen — verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentral-
amt hat in den Jahren 1977, 1978 und 1979 je-
weils eine Allgemeine Viehzählung, eine Rinder-
zwischenzählung und Schweinezwischenzählun-
gen durchzuführen.

§ 2. (1) Stichtag für die Allgemeine Vieh-
zählung ist jeweils der 3. Dezember; die Zählung
ist als Vollerhebung durchzuführen.

(2) Stichtag für die Rinderzwischenzählung ist
jeweils der 3. Juni, Stichtag für die Schweine-
zwischenzählungen sind jeweils der 3. März,
der 3. Juni und der 3. September; die Erhebun-
gen sind als Stichprobenerhebungen durchzu-
führen.
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§ 3. Bei der Allgemeinen Viehzählung sind zu
erfassen:

a) der Bestand an Pferden, Rindern, Schwei-
nen, Schafen und Hühnern, gegliedert nach
Alter, Geschlecht und Verwendungszweck,
sowie der Bestand an Ziegen, Truthühnern,
Gänsen und Enten;

b) die Hausschlachtungen von Stechvieh (Käl-
bern, Schweinen und Schafen) im Zeitraum
des dem Stichtag vorangegangenen Jah-
res.

§ 4. Bei der Rinderzwischenzählung ist der
Bestand an Rindern, gegliedert nach Alter, Ge-
schlecht und Verwendungszweck, zu erfassen.

§ 5. Bei den Schweinezwischenzählungen sind
der Bestand an Schweinen, gegliedert nach Alter,
Geschlecht und Verwendungszweck, sowie die
Hausschlachtungen von Schweinen, die im Zeit-
raum von drei Monaten vor dem Stichtag vor-
genommen worden sind, zu erfassen.

§ 6. Zur Auskunftserteilung sind alle Per-
sonen verpflichtet, die in den §§ 3, 4 und 5
bezeichnete Tiere besitzen oder im Erhebungs-
zeitraum Stechvieh hausgeschlachtet haben. Die
Tiere sind an deren Standort zu zählen.

§ 7. Die Erhebungen sind von der Gemeinde
in der Form durchzuführen, daß vom Bürger-
meister herangezogene Zähl- und Kontrollorgane
an Ort und Stelle auf Grund mündlicher Be-
fragung Erhebungsformulare auszufüllen haben.
Die Gemeinde hat an Hand dieser Formulare die
Gemeindesumme zu bilden und auf das Ge-
meindeblatt zu übertragen. Die Erhebungsfor-
mulare und die Urschrift des Gemeindeblattes
verbleiben bei der Gemeinde, welche diese
Unterlagen zwei Jahre hindurch aufzubewahren
hat.

§ 8. (1) Die Gemeinden haben die Reinschrift
des Gemeindeblattes bis spätestens zum achten
Tag nach dem jeweiligen Stichtag der Bezirks-
verwaltungsbehörde vorzulegen.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben die
Gemeindeblätter zu sammeln und bei der Allge-

meinen Viehzählung deren Ergebnisse in eine
Bezirksliste zu übertragen.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben die
Gemeindeblätter und bei der Allgemeinen Vieh-
zählung die Bezirkslisten bis spätestens zum
zwölften Tag nach dem jeweiligen Stichtag an das
Österreichische Statistische Zentralamt weiterzu-
leiten.

§ 9. Den Gemeinden ist eine Abfindung der
ihnen bei der Mitwirkung an den statistischen
Erhebungen des Jahres 1977 entstehenden Kosten
in der Höhe

a) von S 21,— bei der Allgemeinen Viehzäh-
lung und der Erhebung der Hausschlach-
tungen von Stechvieh,

b) von S 14,— bei der Rinder- und Schweine-
zwischenzählung und der Erhebung der
Hausschlachtungen von Schweinen am
3. Juni,

c) von S 10,50 bei den Schweinezwischen-
zählungen sowie bei den Erhebungen der
Hausschlachtungen von Schweinen am
3. März und 3. September

je Tierbesitzer zu gewähren. Die Beträge für die
Gemeindeabfindungen der Jahre 1978 und 1979
werden gesondert angeordnet.

§ 10. Einzelangaben, die im Zuge der Erhe-
bungen bekanntgeworden sind und sich auf
den Viehbestand (Allgemeine Viehzählung) be-
ziehen, dürfen in dateimäßiger Führung auch für
Zwecke der Vollziehung der Tierzuchtförde-
rungsgesetze, Tierseuchenkassengesetz, Gemeinde-
wasserversorgungsgesetze, des Landwirtschaftsge-
setzes 1976, BGBl. Nr. 299, des Marktordnungs-
gesetzes 1967, BGBl. Nr. 36/1968, zuletzt ge-
ändert durch Bundesgesetz BGBl. Nr. 259/1976,
des Geflügelwirtschaftsgesetzes, BGBl. Nr. 135/
1969, zuletzt geändert durch Bundesgesetz BGBl.
Nr. 785/1974, des Tierseuchengesetzes, BGBl.
Nr. 177/1909, zuletzt geändert durch Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 141/1974, sowie des Bang-
seuchengesetzes, BGBl. Nr. 115/1960, herange-
zogen werden.

Haiden
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